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siert ist es an einer ständigen TucMühlung mit der 
europäisdien' Wirtsidiaft, die sid i nädit zuleizt für 
W ährungsfragen der atlan tisd ien  Solidarität bewußt 
bledben soll. Da es, w ie bereits erwähnt, unvorstellbar 
ist, eine Trenmungslme zu ziehen zwisdien dem Ge
meinsamen M arkt und der Sterlingszone einerseits, 
der restlidien W elt andererseits, muß diie Lösung 
einer Reih© von Frageni zwangsläufig to  d ie  OECD 
und in das GATT verlegt werden. Die USA halten es 
für zwedsmäßig, alle ZollfTagem dem  GATT zu über
lassen, die OECD jedodi mit W ährungspolitik, W irt
schaftspolitik imd EntwiddungshiUe zu befassen. Der 
Begriff der W irtsdiaftspolitik is t wahrsdiielnlidi bis 
auf w eiteres einsdiränkend zu initerpretieren. Dagegen 
sdieinen di© USA einer engeren währungspolitisdien 
Zusammenarbeit keinesw egs abgeneigt zu sein.

Die ideale Lösung wäre es dem nadi, den Gemeinsa
men M arkt auf einen kleinen Kern zu besdiränken: 
seine jetzigen sedis Partoerstaaten  zusammen mit 
Großbritannien'und viellteidit Dänemark — alles wei
tere jedodi der OECD und dem  GATT zu überlassen, 
einsdiiließlidi der Beziehungen zwisdien Großbritan
nien und dem Commonwealth unid aud i einsdiließlidi 
des, wie bereits angedeutet, sehr komplizierten Asso
ziierungsverfahrens, von d er europäisdi-afrikanisdien 
Assoziierung, d ie  im  Rom-Vertrag verankert ist, natür- 
lidi abgesehen.

Die Zusammenarbeit des erw eiterten Gemeinsamen 
Marktes mit der W elt se tzt vor allem eine liberale 
Zoll- und Handelspolitik voraus. H ieran wollen und 
müssen sidi die USA von Anfang an) beteiligen. Es 
wäre dem nadi wenig zwedcentsprediend, den Ge
meinsamen M arkt m it den  zolHedinisdien Erforder
nissen des Commonwealth zu belasten. Dagegen 
könnte er zum Motor der OECD und vielieid it audi 
des GATT werden, indem er jew eils einheitlidie Vor-

sdiläge uniterbreitet und sein ganzes Gewidit in  die 
internationale W aagsdiale wirft. Gerade fü r die welt
w eite Koordinierung der W ährungs- und Handels
politik ist eine derartige Triebkraft, die über eine 
innere Gesdiiossenheit verfügt, unentbehrlidi.

Um den  Gemeinsamen Markt, d. h. d ie  europäisdie 
Idee, vor einer w eltweiten Verwässerung zu bewah
ren, bedarf es sdilaeßlidi n id it zuletzt eines starken 
politisdien W illens, einer Rüdckehr zu den Ursprungs
quellen, denn die europäisdie Einigung w urde stets 
aus politisdien Gründen augestrebt, wobei m an die 
w irtsdiaftlidie Zusam menarbeit hauptsädilidi als 
W erkzeug, als Etappe betraditete. W enn der Gemein
same M arkt die Handels- und Zollpolditik an die OECD 
und dais GATT abgibt, wenn er bereit ist, sddi zu 
eiuem w eltweiten Liberalismus zu bekennen, dann 
muß er seinen ZusammeniiaJt auf poliitisdier Ebene 
finden, mit V erw irklidiung einer europäisdien Kon
föderation a ls  Vorstufe der Föderation. In den Be- 
reidi d e r Politik fällt danni audi die wirtsdiaftMdie 
Harmonisierung, die V erw irklidiung jener Wirtsdxafts- - 
Union, die w eit über die Zoll- und Handelsunion hin
ausgeht. Die USA sind  m it diesem  Verfahren; voll 
einverstanden. Sie benötigen ein geeintes Europa ver
nünftiger Größenordnung und mit natürlid ter Soli- 
daritätsgrundliage als w estlidien Partner. Es wäre 
mehr als wünsdienswert, daß sich an dieser politisdien 
.Gemeinsdiaft audi Großbritannien beteiligt, daß sie 
sidi aber audi auf einen verhältnism äßig kleinen 
Kreis besdiränkt, weil ihre Sdilagkraft im umgekehr
ten V erhältnis steht zu der Zahl ihrer Mitglieder. Je  
mehr sidi übrigens Europa politisdi gestärkt und 
innerlidi geseMossen fühlt, desto le id iter fällt es ihm, 
sid i zu einer weltweiten, liberalen Handelspolitik 
durdizurdngen, um auf diese W eise seine Verpflidi- 
tungen gegenüber den Entwidclungsländern, dem 
Commonwealth und den USA zu erfüllen.

Österreich sucht Arrangement mit Brüssel
Dr. Kurt Wessely, Wien

Am 15. Dezember 1961 bat der V ertreter ö ste r- 
reidis gemeinsam mit seinen Kollegen aus den 

beiden anderen neutralen EFTA-Staaten Sdiweiz und 
Sdiweden in  Brüssel dem  deutsdien  Vizekanzler Er
hard das Gesudi um Aufnahme von Verhandlungen 
mit der EWG übergeben, das dankend akzeptiert 
wurde. W ann die V erhandlungen beginnen und wann 
sie abgesdilossen sein werden, das vermag heute nodi 
meinand zu sagen.

D er po litische A spek t d er  In tegra tion

Wohl aber ist anzunebmen, daß sidi die EWG bei 
diesen Verhandlungen ernstlidi mit den politisdien 
Problemen neutraler Staaten auseinandersetzen muß 
und ihnen mehr V erständnis entgegenbringen wird als 
den Sonderwünsdieni, die auf der w irtsdiaftspolitisdien

Ebene liegen. Durdi die Anmeldung soldier Forde
rungen, an denen es in  der V ergangenheit n id it ge
fehlt hat, werden die Verhandlungen im Falle ö ste r- 
reid is zweifellos nodi mehr ersdiw ert als du rd i die 
Rüdssiditnahme aut die Sowjetunion, die bereits zwei
mal offiziell am Ballhausplatz ihre Bedenken gegen 
die Teilnahme ö ste rre id is  an der westeuropäisdien 
Integration vorgebradit hat, w as sie sidier nodi auf 
anderen W egen w iederholt hat.

Der endgültige BesdilUß des österreidiisdien M inister
rates, der übrigens nad i dem V orgehen Englands 
und einer Solidaritätserklärung des EFTA-Rates mit 
den Verhandlungen Englands n id it mehr zweifelhaft 
sein konnte, erfolgte fast gleidizeitig mit der zweiten 
sow jetisdien Vorstellung, ö s te rre id i b rad ite  somit 
k lar zum Ausdrudc, daß es sddi in dieser Frage nidit
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an die s o w je t i s d i e n  Ansiditen und W ünsdie gebunden 
fühlt. Dodi unterließ es W ien, von einer „Assozi
ierung" zu spredien, und erklärte sich in Brüssel nur 
zu einem „Arrangement" miit der EWG bereit.

Dem Sinne nach kann es sich allerdings nur um  eine 
Assoziierung handeln, wofür auch die Zitierung des 
einschlägdgen Art. 238 des EWG-Vertrages spricht. 
Man glaubt aber in  Wien, durch diese abschwächende 
Formulierung die sowjetischen Bedenken zu zer
streuen, die sich sowohl auf das N eutralitätsstatut, 
einen Akt der österreichischen Gesetzgebung, als 
auch auf das weitgefaßte Anschlußverbot des Art. 4 
des Staatsvertrages, also eine völkerrechtliche V er
pflichtung, stützen.

Daß beide sowjetischen Argum ente ins Leere 2äelen, 
sei hier nur nebenbei erwähnt, daß aber bei realpoli
tischer Betrachtung die Situation Österreichs den öst
lichen Nachbarn gegenüber heikler als die Position 
der Schweiz ist, die ein ausgeprägtes traditionelles 
N eutralitätsbewußtsein besitzt, sei nicht verschwie
gen. Eine ehrliche Besorgnis, d ie  Vollmitgliedschaft 
bei der EWG könnte Österreich in  einen ernsten Kon
flikt mit der Sowjetunion — einem Signatarstaat des 
Staatsvertrages — bringen, soll den W ortführern der 
vorausgegangenen Diskussionen nicht abgesprochen 
werden, d ie  deshalb der harmloseren EFTA den Vor
zug gaben. Es ist aber unverkennbar, daß damit die 
Bedeutung der N eutralität von österreichischer Seite 
erst in  den Vordergrund gespielt wurde, was in Mos
kau genau registriert wurde. Dabei w äre auch eine 
EWG-Mitgliedschaft unter der V oraussetzung ent
sprechender Klauseln für den Neutralitätsschutz mög
lich gewesen.

Die Betonung der N eutralität, ja  ihre Entdeckung als 
politischer Faktor überhaupt — noch bei Abschluß des 
Staatsvertrages wurde sie auch seitens der Sowjets 
nur als Verzicht auf militärische Pakte und Stütz
punkte aufgefaßt — ist aber nicht nur als eine V er
beugung vor den Sowjets und den O sthandelsinteres
sen Österreichs zu verstehen, sondern sie entspringt 
auch anders gerichteten Strömungen, die jede Preis
gabe von Souveränitätsrechten ablehnen. Diese 
Empfindlichkeit, die mit dem so oft zur Schau getra
genen Europäertum schlecht zu vereinbaren ist, rührt 
wohl nicht zuletzt von dem übersteigerten Patriotis
mus her, durch den seit 1945 die schwerlich zu leug
nende Bereitschaft zum Anschluß im Jahre 1938 aus
gelöscht werden soll. Daß eine solche Einstellung im 
konservativen Lager W asser für die Mühle Moskaus 
ist, w äre weniger beachtlich als der Umstand, daß auch 
die österreichischen Sozialisten Kartellgefahren in der 
EWG w ittern und deswegen die laxere Integrations
form der EFTA vorzogen, obwohl sie keine Kartell
kontrolle kennt.

D er icirtschaftspolitische H in tergrund

Von diesem politischen Aspekt der Integration für 
österrreich  wollen wir uns nun dem wirtschaftspoli
tischen H intergrund zuwenden, der ungleich bedeut
samer ist. Sind es doch die Interessen des Exports,

die beinahe gebieterisch die V erständigung mit der 
EWG fordern', in die die Hälfte der österreichischen 
Ausfuhr geht, w ährend auf die EFTA nur ein Achtel 
der Exporte entfällt. Die Bedeutung der Ausfuhr für 
die Gesamtwirtschaft Österreichs ersieht man daraus, 
daß die Exportquote rund ein Drittel der Industrie
produktion ausmacht und  die Pro-Kopf-Quote des 
Exports kaum geringer als in  der Bundesrepublik ist. 
Deswegen hat die Industrie auch die Teilnahme Öster
reichs an der westeuropäischen Integration gefordert 
und sich sogar in einen gewissen Gegensatz zur 
Regierungspolitik gestellt, w eil sie —  mit der EFTA- 
Lösung unzufrieden — Exporthemmnisse durch dis
krim inierende Zölle der EWG befürchtet.

Noch deutlid ier w ar die H inwendung der Landwirt
schaft zur EWG, weil dorthin sogar drei V iertel der 
landwirtschaftlichen Exporte gehen und m an sich von 
der EWG auch bessere Chancen für den Holzexport 
verspricht, für den die EFTA-Partner die schärfsten 
K onkurrenten sind. Die Forstbesitzer treffen sich da
mit auf einer Linie mit der in  Österreich gut ent
wickelten Papierindustrie ^  nur 6 “/o des Papierex
ports geben in  die EFTA (Schweiz) —, die freilich 
die preissteigernde Freigabe des Rohholzexports bei 
fortschreitender Integration befürchten, w as bisher in 
Richtung Schweiz nur durch ein von den übrigen 
EFTA-Bestimmungen abweichendes Sonderprotokoll 
verhindert werden konnte.

In den eineinhalb Jahren  seit Bestehen der EFTA 
w urden nun zwar die übertriebenen Hoffnungen, die 
nach offizieller Lesart bei ihrem  Entstehen gehegt 
wurden, enttäuscht, doch hat Österreich zweifellos 
Exporterfolge in  Skandinavien erzielt. Das ist aller
dings nicht so sehr auf die wechselseitigen Zoller
mäßigungen als vielmehr auf verschiedene Liberali
sierungsmaßnahmen und auf eine gezielte Auslands
w erbung Österreichs zurückzuführen. W eitaus wich
tiger war es aber, daß der Export in  die EWG 
einigermaßen gehalten w erden konnte, so daß ihr 
Anteil am österreichischen Export vom O ktober 1960 
bis O ktober 1961 nur von 51 auf 49 “/o sank. Die 
Alarmrufe der Industrie über drohende Diskrimi
nierung klingen daher minder dringlich als vor ein 
oder zwei Jahren, aber sie ist sich doch k lar darüber, 
daß ihr — bedingt durch die gute Konjunktur W est
europas — nur eine vorübergehende Atem pause vor 
einer radikalen Verlagerung der Handelsström e ge
schenkt wurde.

P rotektion ism us u nd In tegra tion

Diese Pause möchte sie nun auf ihre A rt nutzen. 
Bei Überlegungen über die Folgen der Integration 
scheinen nun jene Industriekreise, d ie  vorwiegend 
für den Inlandsm arkt produzieren, stärker die protek
tionistische Trommel zu rühren als jene, die auf eine 
Ausweitung der Exporte hoffen und ihren ängst
licheren Zunftgenossen die V orteile vorrechnen, die 
sich für die meisten Industriezweige aus der Aus
weitung des M arktes, der Stärkung der Kaufkraft und 
dem Ende kleiner unwirtschaftlicher Serien sowie 
der Überwindung d er Auffassung, die V ielfalt der
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Produktion sei der Schlüssel zum Erfolg, ergeben 
müssen. Dies stimmte in mancher Hinsicht tatsächlich, 
bis jetzt, da ein hoher protektionistischer Zolltarif, 
der für die erntsdieidenden Bertigwarenpositionen 
meist noch etwas über dem gemeinsamen EWG-Tarif 
liegt, mit seinem Zollschutz von 20 bis 40 “/o die Auf
nahme unw irtsdiaftlidier Produktionen prämiierte, die 
in vielem Fällen durch ungenügende Liberalisierung 
noch ein zweites Mal gesdiützt wurden und trotz Er
weiterung der OECD-Liberalisierung von 90 auf 93 “/o 
(1.1.1962) nodi immer teilgesciiützt blieben.

Es ist sidier, daß der V erzidit auf diesen Zollsdiutz 
in vielen Fällen zu Sdiw ierigkeiten führen wird. 
Weitblidcende Unternehmer haben sich aber bereits 
um eine neue Ausriditunig der Produktion bem üht 
und sidj daraus gute Chancen erredm et. Die Kon
junktur der letzten Jah re und ein reiches Maß an 
steuerlidien Begünstigungen haben die V orbereitungen 
für diese Umstellung erleidiert, wenngleich der enge 
Kapitalmarkt und K redltrestriktionen die Industrie 
auf den W eg der Eigenfinanzierung verwiesen.

Es wird daher yielfadi kritisiert, daß Österreich sich 
außerstande erklärte, die beschleunigte neue Zoll
senkung der EFTA auf 50 Vo sogleich mitzumachen, 
die eine A rt Generalprobe für den Übergang zum 
Gemeinsamen M arkt dargestellt hätte. Mit dieser 
Erklärung hat es seiner W irtschaftskraft, die dem Aus
land offenbar mehr imponiert als den maßgebenden 
österreidiisdien Stellen, ein sdiledites Zeugnis aus
gestellt. W enn man sidi aber vergegenwärtigt, daß 
protektionistisches Denken österreichische W irtsdiafts- 
poldtik bestimmt und daß m andie maßgebenden Poli
tiker und W irtsdiaftler dem  Beitritt zur EWG trotz 
ihres Lippenbekenntnisses zur Integration lau, wenn 
nidit ablehnend gegenüberstehen, dann erscheint 
diese kleinlidie Handlung w en ig e r. verwunderlidi.

Im Sinne dieser Einstellung will das offizielle ö s te r 
reid i daher ein Maximum an Sonderwünsdien an die 
EWG herantragen. M an will zwar raschestenis in  den 
Genuß der Vorteile gelangen, die sidi die EWG-Mit-' 
glieder untereinander einräumen, mödite auch an ge
wissen sonstigen V ergünstigungen wie dem Investi
tionsfonds partizipieren, sieht aber auf der Unter- 
nehm erseite Gefahren in der Niederlassungsfreiheit, 
sdieut den W ettbewerbsdruck und in  Gewerkschafts
kreisen den freien Arbeiitsmarkt.

Daher glaubt man, den Zollabbau langsam er durch
führen zu können, wobei man sidi auf das Präjudiz 
der Assoziierung Griechenlands berufen möchte, und 
will die Kontingente für nichtliberalisierte Einfuhren 
nur stufenweise bis 1965 aufstocken, um erst dann den 
EW G-Partnem die volle Freiheit für ihren Export 
nadi Österreich einzuräumen. Daß die Landwirt
schaft dringend erwartet, daß sie ihre straffe M arkt
regelung fortsetzen kann, versteht sich eigentlich 
von selbst.

Bei solchen W ünsdien erhält man den Eindruck, der 
Ausdrudc „Arrangement" in  Österreichs Assoziierungs- 
gesudi sei nicht nur aus Rücksidit auf die Sowjets 
und den Osithandel gewählt worden, den man beson
ders zu erhalten wünscht, sondern drüdce auch die 
Hoffnung aus, die EWG werde mit sid i reden lassen 
und ö s te rre id i auch handelspolitisch entgegenkom- 
men. Dabei sind aber nicht wenig besorgte Stimmen 
in Österreich selbst zu registrieren, die gerade wegen 
des Druckes aus dem Osten n id it eine lose Assozi
ierung, sondern m öglidist die Ausschöpfimg aller 
M ittel zur Zusammenarbeit mit der EWG fordern, 
um Österreich einen unanfeditbaren Platz in  der w est
lichen Staatengemeinschaft zu sichern.

SondertDÜnsche an  d ie  EW G

Die Schweiz und die EW G: überforderter Institutionalismus
Dr. Hans Fraenkel, Zürich

Das „Zeitgesprädi“ über die mit einem Fragezei
chen versehene „überforderte EWG" im Januar

heft des „W irtschaftsdienst" b ietet einen ausgezeich
neten Ansatzpunkt, um den Standpunkt der Sdiweiz 
und damit audi der- beiden anderen N eutralen zur 
Darstellung zu bringen. W ir verstehen das „Zeitge
spräch" gewiß redit, wenn w ir es als „Streitgespräch" 
nehmen. Aus der ursprünglichen Konzeption der EWG 
als K em stüdi für eine gesamteuropäische Einigung 
sollte jetzt, nadidem  ein Drittel der Übergangszeit 
vorüber ist, die Gemeinschaft der Sechs zu einem in 
sich ruhenden Gebilde werden, das schlagkräftig 
durchgeführt wird. So könnte die EWG vielleicht an 
deren Staatengruppen ein Vorbild sein, heißt es am 
Sdiluß. Von Gesamteuropa ist nidit mehr die Rede.

Man kann einwenden, die im erw ähnten „Zeitge
sprädi" niedergelegte Meinung gäbe nur die Ansicht

gewisser Kreise innerhalb der EWG wieder, sei kei
neswegs als offiziell oder audi nur als offiziös anzu
sehen. Aber sie ist doch zum mindesten bezeidm end 
für das gegenwärtig herrsA ende Unbehagen, und 
dies nidit n u r innerhalb d er EWG, sondern audi 
außerhalb. Man m ißtraut sich allerseits. Ein Beridit 
aus Paris ist betitelt „Pariser Zweifel am britisdien 
Credo", in der englischen Presse werden „Versdüep- 
pungsmanöver" d er EW G-Unterhändler befürchtet, 
in Zürich die „Hinaussdiiebung der Behandlung des 
Gesudies der Neutralen", w ie es in  der „Neuen 
Zürdier Zeitung“ formuliert wurde.

N eu tra litä t überholt ?

Die drei Neutralen: Schweiz, Schweden, Österreich, 
sind in den  vergangenen M onaten Zielscheibe heftig
ster Angriffe geworden, einmal vom amerikanischen
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